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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des TKG und zur 

Verbesserung der telekommunikationsrechtlichen Rahmenbedingungen für den 

TK-Netzausbau 

TKG-Änderungsgesetz 2026 

 

Sehr geehrte Frau Kobialka, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines „Gesetzes zur 

Änderung des TKG und zur Verbesserung der telekommunikationsrechtlichen 

Rahmenbedingungen für den TK-Netzausbau (TKG-Änderungsgesetz 2026)“ Stellung 

zu nehmen. 

Wir weisen darauf hin, dass sich diese Stellungnahme ausschließlich auf die 

medienrechtlichen Aspekte des Referentenentwurfs beschränkt. Im weiteren Verlauf 

des Verfahrens behalten wir uns vor, gegebenenfalls weitere Punkte einzubringen. 
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Zu folgenden Punkten möchten wir Stellung nehmen: 

 

I. Einfügung Begriffsbestimmung in § 3 Nr. 5a TKG-Änderungsgesetz 

„Belange der Länder bei der Übertragung von Rundfunk im Zuständigkeitsbereich der 

Länder“ von den Bestandteilen einer beantragten oder erteilten Frequenzzuteilung 

ausgehende Wirkungen, die die Effizienz und Störungsfreiheit einer gegenwärtigen 

oder geplanten Nutzung von dem Rundfunkdienst im Frequenzplan zugewiesenen 

Frequenzen für die Übertragung von Rundfunk im Zuständigkeitsbereich der Länder 

unmittelbar und konkret beeinträchtigen können.“ 

Gegen die Einführung der Begriffsbestimmung in der derzeit vorgesehenen Fassung 

bestehen erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Sie weicht von der bisherigen 

Praxis ab und würde die Belange der Länder bei der Rundfunkübertragung unzulässig 

einschränken. Zudem wird die Schutzstellung des Rundfunks als Primärdienst sowie 

sein verfassungsrechtlicher Funktionsauftrag zur Sicherung der Meinungsvielfalt nicht 

hinreichend berücksichtigt. In diesem Zusammenhang wird an die vom Bundes-

verfassungsgericht entwickelte dienende Funktion des Telekommunikationsrechts 

erinnert. 

Zum einen stellt die Begriffsbestimmung allein auf die „gegenwärtige Nutzung“ der im 

Frequenzplan zugewiesenen Rundfunkfrequenzen ab. Die Belange der Länder sind 

allerdings bereits dann berührt, wenn bereits festgelegte Bedarfe – nicht nur die aktuelle 

Nutzung – betroffen sind. Daher ist der Entwurf um die Worte „oder geplante“ zu 

ergänzen. 

Zum anderen schränkt das Erfordernis „unmittelbar und konkret“ die 

Beteiligungsrechte der Länder in unzulässiger Weise weiter ein, da eine Einbeziehung 

nur noch bei entsprechenden Beeinträchtigungen vorgesehen ist. Dies soll auf einer 

Prognoseentscheidung der Bundesnetzagentur beruhen, die mit erheblichen 

Unsicherheiten behaftet ist und Fehlentscheidungen zulasten des Rundfunks 
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begünstigen kann. Das Erfordernis der „unmittelbaren und konkreten Beeinträchtigung“ 

ist daher zu streichen. 

Auch der Hinweis in der Begründung zu § 3 Nr. 5a TKG-Änderungsgesetz, wonach die 

Belange der Länder bereits durch das Einvernehmen bei der Aufstellung des 

Frequenzplans sowie durch Bedarfsanmeldungen gewährleistet seien, überzeugt nicht. 

Diese Instrumente ermöglichen keine hinreichende Bewertung konkreter 

Störsituationen und gewährleisten keine angemessene Berücksichtigung der 

Länderbelange im Einzelfall. 

 

II. Frequenzzuteilungen, § 91 Abs. 1 Satz 4 TKG-Änderungsgesetz 

„Jede Frequenznutzung bedarf einer vorherigen Frequenzzuteilung, soweit in diesem 

Gesetz nichts anderes geregelt ist. Die Frequenzzuteilung erfolgt zweckgebunden nach 

Maßgabe des Frequenzplanes und nichtdiskriminierend auf der Grundlage 

nachvollziehbarer und objektiver Verfahren. Eine Frequenzzuteilung ist nicht 

erforderlich, wenn die Frequenznutzungsrechte aufgrund einer sonstigen gesetzlichen 

Regelung ausgeübt werden können. Sofern im Einzelfall für 

1. die Bundeswehr, 

2. stationierte Streitkräfte oder  

3. Behörden 

zur Ausübung gesetzlicher Befugnisse die Nutzung bereits anderen zugeteilter 

Frequenzen erforderlich ist und durch diese Nutzung keine unverhältnismäßigen 

erheblichen Nutzungsbeeinträchtigungen zu erwarten sind, ist die Nutzung im 

erforderlichen Umfang gestattet, ohne dass dies einer Frequenzzuteilung bedarf. Hat 

die Bundesnetzagentur im Benehmen mit den Bedarfsträgern Rahmenbedingungen 

festgelegt, so sind diese bei der Frequenznutzung einzuhalten. Falls die 

Rahmenbedingungen Einzelzuteilungen betreffen, ist zusätzlich das Benehmen mit den 

Rechteinhabern herzustellen.“ 
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Mit der Ergänzung des § 91 Abs. 1 Satz 4 TKG-Änderungsgesetz soll es Bundeswehr, 

stationierten Streitkräften und Behörden im Einzelfall ermöglicht werden, bereits 

anderen zugeteilte Frequenzen ohne Frequenzzuteilung in erforderlichem Umfang zu 

nutzen, sofern dies zur Ausübung gesetzlicher Befugnisse notwendig ist und keine 

unverhältnismäßigen Nutzungsbeeinträchtigungen zu erwarten sind. 

Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage sollen künftig auch erhebliche Nutzungs-

beeinträchtigungen zulässig sein, sofern sie als verhältnismäßig angesehen werden. 

Besonders kritisch zu sehen ist dabei, dass die Berechtigten aufgrund der ihnen 

eingeräumten Einschätzungsprärogative eigenständig über die Verhältnismäßigkeit 

von Nutzungsbeeinträchtigungen entscheiden sollen, ohne vorherige Einbindung der 

Bundesnetzagentur und ohne ausreichende Kenntnis der konkreten Nutzungssituation 

von Rundfunk und PMSE. Dass künftig selbst erhebliche Beeinträchtigungen 

zulässig sein sollen, sofern sie aus Sicht der Berechtigten als verhältnismäßig 

eingestuft werden, stellt einen grundlegenden Paradigmenwechsel dar. Dieser stellt 

das bisherige Zuteilungsregime in Frage stellt und widerspricht dem im TKG 

verankerten Grundsatz einer effizienten und störungsfreien Frequenznutzung. 

Daher ist die ursprüngliche Formulierung beizubehalten und das Wort 

„unverhältnismäßigen“ zu streichen. 

 

III. Einschränkung der Frequenzzuteilung, § 104 TKG-Änderungsgesetz 

Die grundsätzliche Zielrichtung der Vorschrift, in Krisen- und Notlagen eine schnelle 

und effektive Frequenznutzung sicherzustellen, ist nachvollziehbar und 

grundsätzlich zu unterstützen. Gerade im Spannungs- und Verteidigungsfall sowie in 

vergleichbaren Situationen besteht ein legitimer Bedarf an kurzfristig verfügbaren 

Frequenzressourcen. 

Gleichwohl begegnet § 104 Abs. 2 TKG-Änderungsgesetz erheblichen Bedenken. Die 

vorgesehene Festlegung von Verfahrensgrundsätzen durch die Bundesnetzagentur im 
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Einvernehmen ausschließlich mit Bundesministerien lässt die Länder und ihre 

Zuständigkeiten im Bereich des Rundfunks unberücksichtigt.  

Aus Sicht der Länder ist es daher erforderlich, dass die Belange des Rundfunks sowie 

die Kompetenzen der Länder bei der Ausgestaltung der Verfahrensabläufe und 

Frequenzkoordinierungen angemessen berücksichtigt werden. 

 

IV. Rechts- und Fachaufsicht, § 193 TKG 

Die Fachaufsicht über die BNetzA kann sich aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht 

auf die rundfunkrechtlichen Bestimmungen im TKG-Änderungsgesetz erstrecken. 

Zur Klarstellung sollte daher auf § 2 Abs. 7 TKG verwiesen werden. Danach sind die 

Belange des Rundfunks und vergleichbarer digitaler Dienste nach § 1 Absatz 4 Nummer 

1 des Digitale-Dienste-Gesetzes unabhängig von der Art der Übertragung zu 

berücksichtigen. Zugleich bleiben die medienrechtlichen Bestimmungen der Länder 

unberührt.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Eva Oster 


